
DOMUS plus-Ausgabe der WTS Wohnungswirtschaftliche  

Treuhand in Sachsen GmbH  

Mit freundlicher Unterstützung durch © DOMUS AG  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft

Uwe Penzel
WTS Wohnungswirtschaftliche 
Treuhand in Sachsen GmbH

Geschäftsführer

WTS Wohnungswirtschaftliche Treuhand in Sachsen GmbH

Ihr Partner in Sachsen – Kompetenz aus einer Hand

Liebe Kunden,

Prof. Dr. Klaus-Peter Hillebrand
DOMUS AG

Vorstandsvorsitzender	

Aktuelles zum 
Thema Steuern
Dezember 2018

im Jahressteuergesetz fasst das Bundesfinanzminis-
terium notwendige Anpassungen an die Rechtspre-
chung im Steuerrecht sowie technische Änderungen 
aufgrund von Rückmeldungen der Finanzverwal-
tungspraxis zusammen. Gegen Ende des Jahres befin-
det sich das Jahressteuergesetz 2018 auf der Zielgera-
den. Nach Feststellung der Verfassungswidrigkeit des 
letzten Entwurfs durch das BVerfG enthält es nun zu-
sätzliche Regelungen zum Wegfall des Verlustabzugs 
bei Kapitalgesellschaften. Darüber hinaus wurden 
umsatzsteuerliche Regelungen zum Handel mit Wa-
ren auf Internetplattformen ergänzt. Einen Überblick  
zum aktuellen Stand der Änderungen zeigen wir  
Ihnen im vorliegenden Steuerbrief auf.

Zu ausgewählten Fragen der grunderwerbsteuerli-
chen Erwerbsvorgänge bei Anteilsvereinigungen und 
Anwendung personenbezogener Befreiungen sind 
verschiedene Erlasse der obersten Finanzbehörden 
der Länder ergangen. Dazu nimmt die Finanzverwal-
tung anhand anschaulicher Beispiele Stellung. 

Wir wünschen Ihnen eine schöne Adventszeit und 
einen guten Start ins Jahr 2019

herzlichst, Ihre
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Der vom Bundesminsterium für Finanzen vor-
gelegte „Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung 
von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit 
Waren im Internet und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften“ ( Jahressteuergesetz 
2018) wurde am 1. August 2018 von der Bundes-
regierung beschlossen (Gesetzesentwurf: BT-DS 
19/4455, Beschlussempfehlung und Bericht: BT-
DS 19/5595). Den Gesetzesentwurf hatten wir 
Ihnen in unserer letzten Ausgabe vorgestellt. 
Nun geben wir Ihnen einen Überblick zum  
aktuellen Stand der Änderungen (6. November 
2018). 

Einkommensteuer

Zur Förderung der Elektromobilität (§ 6 Abs. 1 
Nr. 4 Satz 2 und 3 EStG-E) soll die Bewertung 
der privaten Nutzung eines betrieblichen 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeugs pauschal 
mit ein Prozent des halbierten inländischen 
Bruttolistenpreises erfolgen (anzuwenden auf 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge, die im 
Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 
2021 angeschafft oder geleast werden).

Hierzu wurde durch Empfehlung des Finanz-
ausschusses des Bundestags vom 7. November 
2018 folgende Einschränkung eingeführt: Bei 
extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen 
soll die  Regelung dann anwendbar sein, wenn 
das Fahrzeug die Voraussetzungen des § 3 
Abs. 2 Nr. 1 oder 2 des Elektromobilitätsgeset-
zes erfüllt, d. h. elektronische Mindestreichwei-
te für Hybridfahrzeuge von 40 km oder Höchst-
emission von 50 g CO² pro km).

Der bisherige Nachteilsausgleich, der die Be-
messungsgrundlage für Elektro- oder Hybrid-
fahrzeuge mindert, soll ab 2019 wegfallen und 
wieder ab 2022 greifen.

Eine steuerliche Befreiung für Job-Tickets unter 
Anrechnung des Vorteils auf die Entfernungs-
pauschale soll eingeführt werden (§ 3 Nr. 15 
EStG-E)

Für die private Nutzung eines betrieblichen 
Fahrrads oder Elektrofahrrads soll eben-
falls eine Steuerbefreiung eingeführt werden  
(§ 3 Nr. 3 EStG-E).

Sog. Cum-Cum-Geschäfte unter Zuhilfe-
nahme steuerbegünstigter Anleger - also 
Aktientransaktionen, bei denen sowohl der 
Vertragsabschluss als auch die Lieferung mit 
Dividendenberechtigung erfolgen - sollen 
verhindert werden (§ 44a Abs. 10 Satz 1 Nr. 3  
EStG-E).

In den Antrag auf Altersvorsorgezulage (§§ 79 ff 
EStG) soll ab 1. Januar 2020 die Identifikati-
onsnummer des Kindes aufgenommen werden 
(§ 89 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe d EStG-E). Bisher 
sind lediglich die Identifikationsnummern des 
Zulageberechtigten und dessen Ehegatten ver-
pflichtend anzugeben.

Die Steuerbefreiung für Arbeitgeberleistungen 
im Bereich der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung soll erweitert werden (§ 3 Nr. 34 EStG-E).

Körperschaftsteuer

Hinsichtlich des Wegfalls des Verlustabzugs 
bei Kapitalgesellschaften soll die Regelung in 
§ 8c Absatz 1 Satz 1 KStG für den vom BVerfG 
als verfassungswidrig erklärten Zeitraum 2008 
bis 2015 ersatzlos aufgehoben werden (§ 34 
Abs. 6 Satz 1 KStG-E).

Die Regelung in § 21 KStG zu den Beitragsrück-
erstattungen und den entsprechenden Rück-
stellungen soll neugefasst werden. 

Folgeänderungen zum Investmentsteuerre-
formgesetz 2018 sollen eingeführt werden. 
Investmentfonds legen das Geld ihrer Kunden 
z.  B. in Aktien, Wertpapieren oder Kapitalbe-
teiligungen an, deren Erträge zum Teil von 
der Steuer freigestellt sind (§ 20 InvStG). In § 2 
Abs. 6 InvStG werden Aktienfonds definiert als 
Investmentfonds, die gemäß den Anlagebedin-
gungen fortlaufend mindestens 51 Prozent ih-
res Wertes in Kapitalbeteiligungen anlegen. Die 
geplanten Änderungen betreffen eine Senkung 
der geforderten Beteiligung auf 50 Prozent und 
auf die Berechnung der Kapitalbeteiligungs-
quote (z. B. Berücksichtigung von Verbindlich-
keiten). Auch bei Mischfonds (§ 2 Abs. 7 InvStG) 
soll klargestellt werden, dass es nur wesentliche 
Verstöße gegen die Anlagebedingungen steuer-
liche Nachteile mit sich ziehen. 

Aktuelle Gesetzesänderungen

 JAHRESSTEUERGESETZ 2018 

Das Jahressteuergesetz 

2018 befindet sich auf 

der Zielgeraden.
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Umsatzsteuer

Die sog. Gutschein-Richtlinie soll in nationales 
Rechts umgesetzt werden. Dadurch soll eine 
einheitliche steuerliche Behandlung von im 
europäischen Binnenmarkt gehandelten Gut-
scheinen gewährleistet werden (§ 3 Absatz 13 
bis 15 UStG).

Umsatzsteuerausfälle beim Handel mit Wa-
ren auf Internetplattformen wie z. B. Amazon, 
Ebay sollen durch die Einführung der Regelun-
gen in §§ 22f und 25e UStG verhindert werden. 

Hierzu sollen bereits ab 1. Januar 2019 Be-
treiber von elektronischen Marktplätzen ver-
pflichtet sein, folgende Angaben von Nutzern, 
für deren Umsätze in Deutschland eine Steuer-
pflicht in Betracht kommt, aufzuzeichnen (§ 22f 
UStG):

■■ Vollständiger Name und Anschrift des lie-
fernden Unternehmers,

■■ Dem liefernden Unternehmer vom zustän-
digen Finanzamt erteilte Steuernummer 
und ggf. die vom BZSt erteilte UStID,

■■ Beginn- und Enddatum der Gültigkeit ei-
ner Finanzamtsbescheinigung über die 
steuerliche Erfassung des liefernden Un-
ternehmers,

■■ Ort des Beginns der Beförderung oder Ver-
sendung sowie Bestimmungsort und

■■ Zeitpunkt und Höhe des Umsatzes.

Ferner sollen die Betreiber elektronischer 
Marktplätze im Zuge der Gefährdungshaf-
tung für die nicht entrichtete Umsatzsteuer 
aus der Lieferung den Marktplatz nutzender 
Unternehmer einstehen. Für die Betreiber soll 
die Möglichkeit der Exkulpation durch Vorlage 
einer Bescheinigung der Finanzverwaltung bzw. 
des Nachweises der Nichtkenntnis über den  
Steuerverstoß bestehen (§ 25e UStG). 

Die Haftung soll in Bezug auf Drittlandsanbie-
ter ab 1. März 2019, für alle anderen ab 1. Okto-
ber 2019 greifen (§ 27 Abs. 25 Satz 4 UStG).

Grunderwerbsteuer

Auf Grund einer Änderung des § 20 GrEStG sol-
len im Rahmen der Anzeige grunderwerbsteu-
erlich relevanter Vorgänge an das Finanzamt 
zusätzliche Daten übermittelt werden (z. B. Ge-
burtsdatum und Steuernummer des Veräuße-
rers und des Erwerbers, Name und ggf. Daten 
des gesetzlichen Vertreters des Steuerschuld-
ners, ggf. Registernummer, Anteil des Veräuße-
rers und des Erwerbers am Grundstück, genaue 
Bezeichnung von Wohnungs- und Teileigen-
tum). Der geänderte § 20 GrEStG soll erst zu 
dem Zeitpunkt angewendet werden, zu dem 
das Verfahrens zur elektronischen Übermitt-
lung der Veräußerungsanzeigen der Notare ein-
geführt wird.  

Übergangsregelungen 

auf Grund des Brexit 

sind vorgesehen.

 brexit-steuerbegleitgesetz

Nachdem das Vereinigte Königreich Großbri-
tannien und Nordirland den Europäischen Rat 
am 29. März 2017 von seiner Absicht unterrich-
tet hatte, aus der EU auszutreten (Einleitung 
des Verfahrens nach Art. 50 des EU-Vertrags), 
endet dessen Mitgliedschaft in der Europä-
ischen Union (Brexit) zwei Jahre später, es sei 
denn, der Europäische Rat beschließt in Ein-
vernehmen mit dem betroffenen Mitgliedsstaat 
einstimmig, diese Frist zu verlängern (Art. 50 
Abs. 3 des EU-Vertrags). Ab diesem Zeitpunkt 
ist das Vereinigte Königreich auch für steuerli-
che Zwecke als Drittland zu behandeln, so dass 
insbesondere für bereits in der Vergangenheit 
angelegte Sachverhalte das Bedürfnis nach 
Übergangsregelungen erkannt worden ist. 

Der Referentenentwurf des Bundesfinanzmi-
nisteriums zum Brexit-Steuerbegleitgesetz 

(Brexit-StBG) soll verhindern, dass aufgrund 
des Brexits nachteilige steuerliche Rechtsfolgen 
hinsichtlich solcher Sachverhalte eintreten, die 
durch den Steuerpflichtigen bereits umgesetzt 
worden sind. Betroffen sind insbesondere die 
folgenden Bereiche:

Umwandlungsvorgänge

Verhinderung einer rückwirkenden Besteue-
rung des Einbringungsgewinns in Fällen, in 
denen Unternehmensteile oder Anteile vor 
dem Brexit bzw. vor Ablauf einer in einem Aus-
trittsabkommen vereinbarten Übergangsfrist 
von einem britischen Steuerpflichtigen oder in 
eine britische Körperschaft zu Werten unter-
halb des gemeinen Werts eingebracht wurden  
(§ 22 UmwStG).                                                        »
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NEUES aus der Rechtsprechung

Ausgleichsposten bei Entnahme

Verhinderung einer zwingenden Auflösung ei-
nes Ausgleichspostenns nach § 4 g EStG, der 
vor dem Brexit mit dem Ziel gebildet wurde, 
die u. a. aufgrund der Überführung eines Wirt-
schaftsguts in eine britischen Betriebsstätte 
ausgelösten Besteuerung stiller Reserven über 
einem Zeitraum von maximal fünf Jahren zu 
verteilen (§ 4 g EStG).

Riester-Förderung

Vermeidung des Eintritts der Folgen einer 
schädlichen Verwendung in bestimmten defi-
nierten Altfällen und zur Verhinderung unbil-
liger Härten im Rahmen der Riester-Förderung 
(§ 93 EStG).

Das Gesetz muss noch das Gesetzgebungsver-
fahren durchlaufen und soll am 29. März 2019 
in Kraft treten.  

■■ Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 18. 
Oktober 2018, 14 B 961/18 

Der Antragsteller - ein GmbH-Geschäftsführer -  
wendet sich gegen seine Inanspruchnahme 
durch das Finanzamt im Wege des Haftungsbe-
scheides für Gewerbesteuernachforderungen 
der Gesellschaft und beantragt die Anordnung 
aufschiebender Wirkung (Vollziehungsausset-
zung). 

Das Gericht sah den Haftungsbescheid nach 
summarischer Prüfung der Sach- und Rechtsla-
ge hinsichtlich der Nichtberücksichtigung von 
Verlustvorträgen als rechtswidrig an.

Thema ist die Nichtberücksichtigung von Ver-
lustvorträgen nach einem schädlichen Beteili-
gungserwerb gemäß § 8 c Abs. 1 Satz 2 KStG 
bzw. die Verfassungsmäßigkeit dieser Vor-
schrift. 

Ein schädlicher Beteiligungserwerb liegt vor, 
wenn innerhalb von fünf Jahren mittelbar oder 
unmittelbar mehr als 25 Prozent des gezeich-
neten Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, Be-
teiligungsrechte oder der Stimmrechte an einer 
Körperschaft an einen Erwerber oder diesem 
nahe stehende Personen übertragen werden 
oder ein vergleichbarer Sachverhalt gegeben ist.

Nach § 8 c Abs. 1 Satz 2 KStG sind bis zum 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht genutz-
te Verluste vollständig nicht mehr abziehbar, 
wenn innerhalb von fünf Jahren mittelbar oder 
unmittelbar mehr als 50 Prozent des gezeich-
neten Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, Be-
teiligungsrechte oder der Stimmrechte an einer 
Körperschaft an einen Erwerber oder diesem 

nahe stehende Personen übertragen werden 
oder ein vergleichbarer Sachverhalt vorliegt. 

Als ein Erwerber gilt auch eine Gruppe von Er-
werbern mit gleichgerichteten Interessen. 

Keine Präklusion

Das Gericht sah den Vortrag der Verfassungs-
widrigkeit der Verlustabzugsbegrenzung im 
Haftungsverfahren nicht als ausgeschlossen 
(präkludiert) an, weil er bereits im Festset-
zungsverfahren gegen die GmbH hätte vorge-
bracht werden müssen. 

Obwohl im Gewerbesteuerfestsetzungsverfah-
ren gegen die GmbH die Verfassungsmäßig-
keit des Verbots des Verlustabzugs nach § 10a 
Satz 10 GewStG i. V. m. § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG 
nicht vorgebracht worden war, war ein erstma-
liger Vortrag im Haftungsverfahren gegen den 
GmbH-Geschäftsführer nicht ausgeschlossen.

Im sog. Gewerbesteuerfestsetzungsverfah-
ren erhebt nämlich die Gemeinde die von der 
GmbH zu zahlende Gewerbesteuer ( für die der 
Geschäftsführer haftet). Für die Berechnung der 
Gewerbesteuer bestimmt die Gemeinde einen 
Prozentsatz (Hebesatz). Dieser wird auf den 
sog. Gewerbesteuermessbetrag angewandt, 
der aber durch das Finanzamt im sog. Gewer-
besteuermessbescheid festgesetzt wird. Dieser 
ist Grundlagenbescheid für die Festsetzung der 
Gewerbesteuer durch die Gemeinde. 

Die Gemeinde ist an die Festsetzung des Ge-
werbesteuermessbetrags durch das Finanzamt 
gebunden.

Die Verlustabzugsbe-

grenzung bei einem 

sog. schädlichen Be-

teiligungserwerb von 

mehr als 50 Prozent 

des Kapitals (§ 8 c 

Abs. 1 Satz 2 KStG) ist 

mit überwiegender 

Wahrscheinlichkeit 

verfassungswidrig.

 verlustvortrag bei gewerbesteuer
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Die Frage der Verfassungswidrigkeit der Ver-
lustabzugsbegrenzung wird von der Gemein-
de im Gewerbesteuerfestsetzungsverfahren 
gar nicht geprüft, sondern ausschließlich vom 
Finanzamt im Gewerbesteuermessbetragsver-
fahren. Ist der Gewerbesteuermessbescheid 
aber noch nicht unanfechtbar, kann eine ent-
sprechende Änderung erfolgen. 

Verfassungsmäßigkeit der Verlustabzugsbe-
grenzung

Nach Ansicht des Gerichts verstößt § 8c Abs. 
1 Satz 2 KStG unter Berücksichtigung des Be-
schlusses des BVerfG vom 29. März 2017, 2 BvL 
6/11 mit überwiegender Wahrscheinlichkeit ge-
gen Art. 3 Abs. 1 GG. 

 arbeitsschutz bei selbstständigkeit

■■ BGH-Urteil vom 11. Oktober 2018, VII ZR 
298/17

Die Klägerin war selbständige Maklerin und In-
haberin des Franchiserechts der Firma R.

Im Februar 2014 schloss die Klägerin mit dem 
Beklagten einen Lizenznehmervertrag, nach 
dem der Beklagte das Recht und die Pflicht hat-
te, seine berufliche Tätigkeit als selbstständiger 
Makler von Immobilien als Lizenznehmer der 
Klägerin aufzunehmen. Es wurde vereinbart, 
dass der Beklagte als selbstständiger Makler 
von Immobilien mit eigenem Kapitaleinsatz im 
eigenen Namen und für eigene Rechnung im 
Gemeinschaftsbüro der Klägerin tätig werden 
solle.

Der Beklagte sollte für alle von ihm abgeschlos-
senen provisionspflichtigen Geschäfte einen 
Provisionsanteil von 20 Prozent an die Klägerin 
zahlen.

Der Beklagte hatte außerdem bestimmte Kos-
ten monatlich zu übernehmen (Management-
Fee, anteilige Bürofixkosten, Kosten für den 
Softwarezugang, Telefonkosten, Druckkosten, 
Büromaterial, Portokosten).

Nach Aufnahme seiner Tätigkeit nahm der Be-
klagte an einer kostenpflichtigen Schulung teil, 
für welche die Klägerin die Kosten in Höhe von 
1.008 Euro verauslagte und dem Beklagten den 
hälftigen Kostenanteil in Rechnung stellte.In 
den ersten Monaten vermittelte der Beklagte 
einige Gewerbeeinheiten, wofür die Klägerin an 
den Beklagten vereinbarungsgemäß eine Provi-
sion zahlte.

Die Parteien hoben den Lizenznehmervertrag 
einvernehmlich rückwirkend zum 31. Oktober 
2014 auf. Die Klägerin stellte dem Beklagten für 
die Monate März bis Oktober 2014 Kosten in 
Rechnung, die sie gegen berechtigte Provisions-
ansprüche des Beklagten in diesem Zeitraum 
verrechnete.

Den Differenzbetrag machte die Klägerin mit 
der Klage geltend. Der Beklagte hatte einge-
wandt, der Vertrag sei sittenwidrig, weil er nicht 
selbstständig handeln, sondern nur schein-
selbstständig nach außen als Makler habe auf-
treten können. 

In der ersten Instanz hatte das Berufungsge-
richt die Auffassung vertreten, der Beklagte 
sei zu Unrecht zur Zahlung verurteilt worden. 
Bei dem Lizenznehmervertrag handele es sich 
wegen der Scheinselbständigkeit des Beklagten 
um ein nichtiges Umgehungsgeschäft. Schein-
selbstständige seien Personen, die für einen an-
deren andauernd Dienst- oder Werkleistungen 
erbrächten und dabei wie ein Arbeitnehmer 
weisungsgemäß oder in wirtschaftlicher Ab-
hängigkeit von dem Auftraggeber tätig wür-
den, obwohl sie als Vertragspartner ausdrück-
lich keinen Arbeitsvertrag geschlossen hätten. 

Nach Ansicht des BGH kann mit der vom Beru-
fungsgericht gegebenen Begründung die Nich-
tigkeit des zwischen den Parteien geschlosse-
nen Lizenznehmervertrags nicht angenommen 
werden. Der Vertrag sei nicht wegen Verstoßes 
gegen ein gesetzliches Verbot gemäß § 134 BGB 
unwirksam. 

Die arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften be-
treffend den Kündigungsschutz (§§ 1 ff. KSchG), 
die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (§ 3 
EntgeltFG) sowie die Pflicht zur Abführung von 
Sozialversicherungsbeiträgen und Lohnsteuer 
(§ 28e SGB IV, § 41a EStG) finden unabhängig 
von einer möglichen Umgehungsabsicht der 
Vertragspartner beim Abschluss eines privat-
rechtlichen Vertrags Anwendung, wenn die in 
ihnen niedergelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind.

Eine Umgehung der arbeitsrechtlichen Schutz-
vorschriften führt nicht zur Nichtigkeit des Ver-
trags. 

Die arbeitsrechtlichen 

Schutzvorschriften 

finden unabhängig 

von einer möglichen 

Umgehungsabsicht der 

Vertragspartner beim 

Abschluss eines privat-

rechtlichen Vertrags 

Anwendung.
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Ein Urteil, das in Un-

kenntnis der Eröffnung 

des Insolvenzverfah-

rens ergeht, ist ohne 

rechtliche Wirkung.

 Urteilsaufhebung bei insolvenzeröffnung

■■ BFH-Beschluss vom 10. Oktober 2018, X R 
18/16

Die Klägerin – eine GmbH – legte gegen ein 
Urteil des FG Berlin-Brandenburg Revision ein. 
Der BFH hatte mit Urteil vom 15. Mai 2018,  
X R 18/16 die Revision als unbegründet zurück-
gewiesen. Das Urteil wurde dem Prozessbevoll-
mächtigten der Klägerin sowie dem Beklagten 
am 21. August 2018 zugestellt.

Am 24. August 2018 teilte der Prozessbevoll-
mächtigte der Klägerin dem Senat mit, durch 
den Beschluss des Amtsgerichts vom 22. Juni 
2018 über das Vermögen der Klägerin das Insol-
venzverfahren eröffnet worden sei. 

Mit Schreiben vom 18. September 2018 an die 
Senatsgeschäftsstelle erklärte der Insolvenz-

verwalter über das Vermögen der Klägerin, die 
Aufnahme des Revisionsverfahrens sei nicht 
beabsichtigt. 

Daraufhin hat der BFH mit o. g. Beschluss das 
Urteil vom 15. Mai 2018, X R 18/16 aus Gründen 
der Rechtsklarheit aufgehoben. 

Zur Begründung führt der BFH aus, durch die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen der Klägerin sei das Revisionsver-
fahren unterbrochen worden (§ 155 Satz 1 
FGO, § 240 Satz 1 ZPO). Eine gerichtliche Ent-
scheidung, die in Unkenntnis der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens ergeht, entfalte nach  
§ 249 Abs. 2 ZPO keine rechtliche Wirkung. Das 
gleichwohl ergangene Urteil war aus Gründen 
der Rechtsklarheit aufzuheben.

 ERlass von Säumniszuschlägen

■■ Oberverwaltungsgericht Berlin-Branden-
burg, Beschluss vom 8. Oktober 2018, OVG 
9 N 65.17 

Die Beteiligten stritten über den Erlass von 
Säumniszuschlägen, die der Beklagte im Zu-
sammenhang mit der verspäteten Zahlung von 
Abwasserbeiträgen (Anschlussbeitrag) gegen-
über der Klägerin festgesetzt hatte. 

Gegen den Abwasserbeitragsbescheid des Be-
klagten vom 2. März 2011 erhob die Klägerin 
Widerspruch und beantragte die Aussetzung 
der Vollziehung. Der Beklagte lehnte die Aus-
setzung unter dem 21. April 2011 ab, mahnte 
die Zahlung an und machte zugleich Säum-
niszuschläge und Mahngebühren geltend. Die 
Klägerin stellte am 30. Juni 2011 einen Eilantrag 
gegen den Beitragsbescheid. Nachdem der Be-
klagte am 19. August 2011 den Beitragsbescheid 
aufgehoben hatte, erklärten die Beteiligten das 
Eilverfahren übereinstimmend für erledigt. Der 
Beklagte übernahm die Kosten.

Mit Zinsbescheid vom 29. September 2011 setz-
te der Beklagte Säumniszuschläge von 1.582,50 
Euro und Mahngebühren fest. 

Nach Durchführung des Widerspruchverfah-
rens befasste sich das VG Frankfurt/Oder mit 
der Sache und verpflichtet den Beklagten, die 
Säumniszuschläge zu erlassen. 

Die dagegen eingelegte Berufung des Beklagten 
hat das OVG Berlin Brandenburg zurückgewie-
sen. 

Die Klägerseite ist nicht nur mit ihrem Wi-
derspruch gegen den Beitragsbescheid vom  
2. März 2011 erfolgreich gewesen, sondern sie 
hat auch alles Zumutbare getan, um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden. Sie hat eine Ausset-
zung des Beitragsbescheides beim Beklagten 
beantragt und bereits dabei das - letztlich erfolg- 
reiche - Argument vorgebracht, nicht Eigentü-
merin des Grundstücks zu sein. Später hat sie 
einen Eilantrag bei Gericht gestellt. Dass die 
Klägerin diesen für erledigt erklärt hat, nach-
dem der Beklagte den Beitragsbescheid wäh-
rend des Eilverfahrens aufgehoben hatte, ist ihr 
unter dem Blickwinkel der Säumniszuschläge 
nicht anzulasten. 

Eine Behörde, die sich im Eilverfahren insoweit 
(scheinbar) konziliant verhält und damit ein 
konziliantes Verhalten des Bürgers herausfor-
dert, kann nicht anschließend bei der Billig-
keitsentscheidung über Säumniszuschlägen 
auf eine harte Linie schwenken und dem Bürger 
seine Erledigungserklärung vorhalten.

Bei konziliantem 

Verhalten der Betei-

ligten sind auch die 

Säumniszuschläge aus 

Billigkeitsgründen zu 

erlassen.
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 berichtigung des vorsteuerabzugs

■■ FG Düsseldorf, Urteil vom 28. September 
2018, 1 K 1352/17 U 

Zwischen den Beteiligten war streitig, ob die 
Voraussetzungen für eine Berichtigung des Vor-
steuerabzugs nach § 15 a UStG vorliegen.

Die Klägerin - eine niederländische Kapital-
gesellschaft - war bis zum 31. Dezember 2007 
an einer deutschen vermögensverwaltenden 
GmbH & Co. KG beteiligt.

Die KG erwarb mit notariell beurkundetem 
Kaufvertrag mit Wirkung zum 1. Juni 2007 ein 
Grundstück. Im Kaufvertrag optierte der Ver-
käufer entsprechend des steuerpflichtigen 
Nutzungsanteiles zu 71,41 Prozent zur Umsatz-
steuer. Auch nach Erwerb wurde das Objekt von 
der KG zu 71,41 Prozent umsatzsteuerpflichtig 
vermietet.

Mit Ablauf des 31. Dezember 2007 wurde die 
KG auf die Klägerin verschmolzen.

In der Umsatzsteuererklärung 2007 für die 
KG wurden weder Vorsteuerbeträge aus Leis-
tungen im Sinne des § 13 b Abs. 1 UStG (§ 15 
Abs.  1 Satz 1 Nr. 4 UStG)“ noch Umsätze, die 
unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen  
(§ 13 b Abs. 1 Satz Nr. 3 UStG) angegeben. Dem-
entsprechend enthielt auch der Steuerbescheid 
hierzu keine Angaben.

Von Februar bis April 2015 wurde das Grund-
stück nur noch zu 27,7 Prozent umsatzsteuer-
pflichtig und seit dem 1. Mai 2015 ausschließ-
lich umsatzsteuerfrei vermietet.

Wegen dieser tatsächlichen Änderung der Nut-
zungsverhältnisse berechnete das beklagte Fi-
nanzamt aufgrund des § 15 a UStG zurückzu-
zahlende Vorsteuerbeträge. 

Hiergegen wendete sich die Klägerin und trägt 
vor, dass - aufgrund eines Versehens - ursprüng-
lich gar kein Vorsteuerabzug für 2007 erfolgt 
sei. Eine Vorsteuerberichtigung dürfe nach dem 
Wortlaut des § 15 a Abs. 1 Satz 1 UStG nur er-
folgen, wenn ursprünglich ein Vorsteuerabzug 

vorgenommen worden sei. Soweit ein solcher 
unterblieben sei, greife die Vorschrift trotz Än-
derung der Nutzungsverhältnisse nicht ein. 

Das Gericht ist dieser Argumentation nicht ge-
folgt und hat die Klage als unbegründet zurück-
gewiesen.

Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut, das - wie 
vorliegend - nicht nur einmalig zur Ausführung 
von Umsätzen verwendet wird, innerhalb von 
fünf bzw. bei Grundstück von zehn Jahren ab 
dem Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung die 
für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßge-
benden Verhältnisse, ist nach § 15 a Abs. 1 UStG 
für jedes Kalenderjahr der Änderung ein Aus-
gleich durch eine Berichtigung des Abzugs der 
auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
entfallenden Vorsteuerbeträge vorzunehmen. 

Die Rechtsvorgängerin der Klägerin hat das 
Objekt ab dem Zeitpunkt der Anschaffung zum  
1. Juli 2007 erstmalig zu 71,41 Prozent zur Aus-
führung von umsatzsteuerpflichtigen Aus-
gangsumsätzen verwendet und im Jahr der 
Anschaffung im Zusammenhang mit dem Er-
werb des Grundstücks einen Vorsteuerabzug 
tatsächlich in Anspruch genommen.

Nach Ansicht des Gerichts ist ungeachtet der 
Angaben in der Umsatzsteuererklärung 2007 
die entsprechende Vorsteuer aus dem Grund-
stückserwerb tatsächlich abgezogen worden, 
auch wenn bei den Besteuerungsgrundlagen 
die entsprechenden Angaben gefehlt haben. 
Denn in der festgesetzten Umsatzsteuer ist der 
Saldo aus der von der KG als Steuerschuldne-
rin gemäß § 13 b Abs. 1 Nr. 3 UStG geschulde-
ten Umsatzsteuer in und dem Vorsteuerabzug 
nach § 15 Abs. 1 Nr. 4 UStG enthalten. Soweit 
hierzu Angaben im Steuerbescheid fehlen, sei 
das vorliegend ohne Bedeutung, weil es sich 
insoweit um zwei unselbstständige Besteue-
rungsgrundlagen handelt, die sich gegenseitig 
wieder aufheben. 

Die Revision wurde zugelassen.

Für die Vorsteuerbe-

richtigung nach  

§ 15 a UStG ist darauf 

abzustellen, ob der 

Saldo aus Umsatzsteuer 

und Vorsteuer in der 

ursprünglichen Festset-

zung enthalten ist. 

Dezember 2018   D0MUS plus  |  7

AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG



 Doppelte haushaltsführung

■■ FG Münster, Urteil vom 26. September 
2018, 7 K 3215/16 E 

Die Beteiligten stritten über die Anerkennung 
einer doppelten Haushaltsführung.

Die Kläger (Eheleute) wurden in den Streit-
jahren 2013 und 2014 zusammen zur Einkom-
mensteuer veranlagt. Beide waren seit 1998 in 
I-Stadt berufstätig, der Kläger als Anlagenfahrer 
und die Klägerin als Angestellte. 

In den Streitjahren bewohnten sie gemeinsam 
mit ihrer 2007 geborenen Tochter eine Miet-
wohnung (ohne Gartennutzung) in I-Stadt. Die 
Tochter besuchte in derselben Stadt den Kin-
dergarten bzw. die Schule. 

Die Klägerin war neben ihrer Mutter Miteigen-
tümerin eines mit einem unterkellerten Bun-
galow von 120 m² bebauten Grundstücks in L-
Stadt (Heimatdorf der Klägerin).

Die Mutter der Klägerin bewohnte in dem Bun-
galow zwei Zimmer, drei weitere Räume stan-
den allein der Familie der Kläger zur Verfügung. 
Die Küche, das Esszimmer und das Badezim-
mer teilen sich die Kläger mit der Mutter. Eine 
Gesamtfläche von 3.000 m² wurden von den 
Klägern als Garten genutzt.  

In ihrer Einkommensteuererklärung für das 
Jahr 2012 machten die Kläger 46 bzw. 43 Fahr-
ten von I-Stadt nach L-Stadt (einfache Entfer-
nung 316 km) als Werbungskosten bei ihren 
Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit gel-
tend. 

Für die Streitjahre 2013 und 2014 machten die 
Kläger jeweils für 175 Tage (2013) bzw. 190 
Tage (2014) Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte nach H-Stadt (Kläger, einfache 
Entfernung 25 km) bzw. nach J-Stadt (Klägerin, 
einfache Entfernung 15 km) sowie darüber hi-
naus jeweils jährlich 45 Fahrten nach L-Stadt 
(einfache Entfernung 316 km) und zusätzlich 
die Unterkunftskosten in I-Stadt in Höhe von 
monatlich 478 Euro als Werbungskosten bei ih-
ren Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit 
geltend.

Das beklagte Finanzamt erkannte die Wer-
bungskosten in der geltend gemachten Höhe 
nicht an, weil der Lebensmittelpunkt der Kläger 
in I-Stadt gelegen habe.

Hiergegen wandten sich die Kläger mit der Be-
gründung, dass sich ihr Lebensmittelpunkt un-
verändert im selbstgenutzten Haus in L-Stadt 
befunden habe. Sie hielten sich regelmäßig dort 
an den Wochenenden und an freien Tagen auf. 
Dabei fahre der im Schichtdienst tätige Klä-
ger gelegentlich auch alleine dorthin, wenn er 
mehrere Tage am Stück in der Woche frei habe. 
Demgegenüber komme es vor, dass die Klägerin 
alleine mit der Tochter am Wochenende nach 
L-Stadt fahre, wenn der Kläger arbeiten müsse. 
Die Arbeitssituation im Bundesland T. sei sehr 
schlecht, so dass die Kläger keine Möglichkeit 
hätten, ihren alleinigen Wohnsitz dort zu unter-
halten. Sie hätten sich immer wieder mündlich 
erfolglos nach Arbeitsstellen erkundigt. Dem-
gegenüber hätten die Kläger in I-Stadt keinen 
Freundeskreis aufgebaut. Nach Feierabend 
würden sie die Wohnung praktisch nicht ver-
lassen. Das gesamte Privatleben der Familie 
spiele sich in L-Stadt ab. Auch die Tochter habe 
dort ihren Freundeskreis. Nur dort finde der 
Kläger, der unter einer Schuppenflechte leide, 
die nötige Ruhe und Entspannung. Er sei dort 
auch Mitglied im Anglerverband. Die Klägerin 
beschäftige sich im großen Garten des Bun-
galows mit dem Anbau von Obst und Gemüse 
und habe hierfür im Jahr 2016 ein Gewächshaus 
angeschafft. Ferner unternehme sie gemeinsam 
mit der Tochter Radtouren. In der Umgebung 
von L-Stadt hätten die Kläger sowie die Tochter 
auch ihre Ärzte. Im Gegensatz zum Bungalow 
in L-Stadt sei die Wohnung in I-Stadt klein, ein-
fach ausgestattet und alle Räume hätten Dach-
schrägen.

Das Finanzgericht gab den Klägern Recht. 

Nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 1 EStG gehö-
ren zu den Werbungskosten auch notwendige 
Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer 
wegen einer beruflich veranlassten doppelten 
Haushaltsführung entstehen. Nach Satz 2 dieser 
Vorschrift liegt eine doppelte Haushaltsführung 
nur vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des 
Ortes seiner ersten Tätigkeitsstätte einen eige-
nen Hausstand unterhält und auch am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte wohnt. „Hausstand“ im 
Sinne dieser Vorschrift ist der Haushalt, den 
der Arbeitnehmer am Lebensmittelpunkt führt, 
also sein Erst- oder Haupthaushalt. 

Eine zusammen mit anderen Personen be-
wohnte Wohnung ist kein eigener Hausstand, 

Die Anerkennung einer 

doppelten Haushalts-

führung hängt davon 

ab, ob nach Würdigung 

der Gesamtumstände 

ein gemeinsamer Haus-

stand geführt wird.
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wenn der Arbeitnehmer die Hausstandsfüh-
rung nicht zumindest mitbestimmt, sondern 
in einen fremden Hausstand, zum Beispiel 
als Gast, eingegliedert ist. Das Vorliegen eines  
eigenen Hausstands setzt das Innehaben einer 
Wohnung sowie eine finanzielle Beteiligung an 
den Kosten der Lebensführung voraus. 

Unter Zugrundelegung dieses Verständnisses, 
stellte der Bungalow in L-Stadt nach Ansicht 
des Gerichts einen eigenen Hausstand der Klä-
ger dar. 

 keine verlustbeschränkung bei abwicklungs-
   besteuerung

■■ FG Düsseldorf, Urteil vom 18. September 
2018, 6 K 454/15 K

Streitig war, ob nach Abschluss eines Insol-
venzverfahrens sog. Zwischenveranlagungen 
aufzuheben sind und eine Verrechnung von 
Gewinnen und Verlusten des gesamten Liqui-
dationszeitraumes ohne Berücksichtigung der 
Verlustverrechnungsbeschränkung möglich ist.

Der Kläger (Insolvenzverwalter seit Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens 2003) hatte am 2015 
die Schlussbilanz der betroffenen GmbH er-
stellt sowie die Schlussrechnung erstellt. Die 
GmbH war laut Handelsregisterauszug vom 
2018 aufgelöst, aber noch nicht gelöscht.

Das beklagte Finanzamt hat für den Veranla-
gungszeitraum 2003 bis 2005 die Körperschaft-
steuer auf 335.905 Euro festgesetzt. Für 2006 
setzte der Beklagte die Körperschaftsteuer 
auf 0  Euro, für 2007 auf 3.017 Euro, für 2008, 
2009 und 2010 durch Bescheide ebenfalls auf 
0 Euro fest.In der Körperschaftsteuererklärung 
für 2011 erklärte der Kläger einen Jahresüber-
schuss i.  H.  v. 1.338.530 Euro. Der Beklagte 
setzte die Körperschaftsteuer für 2011 auf un-
ter Berücksichtigung eines auf 1.232.470 Euro 
gedeckelten Verlustabzugs auf 23.257 Euro fest. 
Die vortragsfähigen Verluste zum 31. Dezember 
2010 betrugen insgesamt 13.067.350 Euro.

Der Kläger wandte sich gegen diese Festsetzun-
gen mit der Begründung, dass für den gesamten 
Zeitraum der Insolvenz/Abwicklung am Ende 
dieses Zeitraums ein Gesamtstatus der steuerli-
chen Situation zu erstellen sei. Dieser beinhalte 
im Rahmen der zu erstellenden Abwicklungs-
gewinnermittlung nach § 11 KStG einen steu-
erlichen Gesamtüberblick über den Insolvenz-/
Abwicklungszeitraum zwecks Aufdeckung der 
gegebenenfalls vorhandenen stillen Reserven. 
Sämtliche vorhandenen Verlustvorträge seien 
dann in voller Höhe gegenzurechnen. 

Das Finanzamt berief sich demgegenüber dar-
auf, dass § 11 Abs. 1 Satz 1 KStG für den Besteu-
erungszeitraum der Abwicklung regele, dass 
anstelle des kalenderjährlichen Veranlagungs-
zeitraums (§ 7 Abs. 3 KStG) der Abwicklungs-
zeitraum trete. Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 KStG 
solle dieser Besteuerungszeitraum jedoch drei 
Jahre nicht übersteigen. So könne es dazu kom-
men, dass sich der Abwicklungszeitraum noch 
über mehrere Besteuerungszeiträume hinzie-
he. Eine Zwischenveranlagung gebe es nach 
Verwaltungsauffassung nicht. Die auf einen 
dreijährigen Besteuerungszeitraum folgenden 
Besteuerungszeiträume des Abwicklungszeit-
raums seien grundsätzlich jeweils auf ein Jahr 
begrenzt.

Die einzelnen Veranlagungen innerhalb eines 
Liquidationszeitraums seien endgültig auf-
grund der Abschnittsbesteuerung und gingen 
nicht als Zwischenergebnisse in eine Gesamt-
veranlagung ein. Damit einhergehend finde die 
besondere Gewinnermittlung des § 11 KStG 
nur im letzten eines gegebenenfalls mehrere 
Besteuerungszeiträume dauernden Liquidati-
onszeitraums statt.

Das Gericht folgte dieser Argumentation des 
Finanzamtes nicht und gab der Klage statt. 
Die einzelnen Veranlagungen innerhalb des 
Liquidationszeitraums sind nur vorläufige Zwi-
schenveranlagungen und am Ende des Abwick-
lungszeitraums durch einen Bescheid zu erset-
zen, in dem der Gewinn bzw. der Verlust für den 
gesamten Abwicklungszeitraum ermittelt wird.
Es ist nicht sachgerecht, die Verlustabzugsbe-
schränkung des § 10d Abs. 2 Satz 1 EStG i. V. m. 
§ 8 Abs. 1 KStG im Rahmen einer endgültigen 
Abwicklungsbesteuerung anzuwenden. Nach 
dieser Vorschrift sind aus vorangegangenen 
Veranlagungszeiträumen stammende nicht 
ausgeglichene negative Einkünfte in den fol-
genden Veranlagungszeiträumen bis zu einem 

Im Rahmen der Besteu-

erung im Insolvenz-

zeitraum gibt es keine 

Verlustabzugsbeschrän-

kung. 
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Aktuelles aus der Finanzverwaltung

 Grunderwerbsteuer bei anteilsvereinigungen 

Die Finanzverwaltung 

hat zur Anwendung 

der Vorschriften zur 

Grunderwerbsteuer-

befreiung bei Anteils-

übertragungen Stellung 

genommen.

■■ Gleichlautender Erlass der obersten  
Finanzbehörden der Länder vom 19. Sep-
tember 2018

Zu ausgewählten Fragen der grunderwerbsteu-
erlichen Erwerbsvorgänge bei Anteilsvereini-
gungen in einer Hand nach § 1 Absatz 3 GrEStG 
sind fünf gleich lautende Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder ergangen. Dem-
nach unterliegt die Übertragung bzw. Vereini-
gungen von mindestens 95 Prozent der Anteile 
an Gesellschaften mit Grundbesitz der Grund-
erwerbsteuer. 

Es geht um die Frage, ob personenbezogene 
Befreiungsvorschriften (u. a. § 3 Nr. 6 GrEStG: 
Grunderwerbsteuerbefreiung bei Erwerb von 
Grundstücken durch in gerader Linie verwand-
te Personen) in Fällen der Anteilsvereinigung 
(§  1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 GrEStG) angewendet 
werden können. 

Der Erlass beschreibt an Hand von Beispielen 
die Finanzverwaltungsauffassung. Einige Bei-
spiele führen wir hier auf. In allen drei Fällen ist 
Vater V alleiniger Gesellschafter der grundbe-
sitzenden V-GmbH.

Übertragung vereinigter Anteile in Höhe von 
100 Prozent, unentgeltlich

Die Gesellschaft verfügt über Grundbesitz. Mit 
Vertrag vom 1. September 2012 überträgt V un-
entgeltlich im Wege einer Schenkung einen An-
teil in Höhe von 100 Prozent an seinen Sohn S. 
Mit Abschluss des Vertrags vom 1. September 
2012 werden die vereinigten Anteile von V auf S 
übertragen. Der Vorgang ist grunderwerbsteu-
erbar nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG und nach § 3 
Nr. 2 Satz 1 oder Nr. 6 GrEStG in voller Höhe von 
der Grunderwerbsteuer befreit.

Anteilsvereinigung in Höhe von 100 Prozent 
in zwei Rechtsakten, beide unentgeltlich

Die Gesellschaft verfügt über folgenden Grund-
besitz: Grundstück 1 Anschaffung 1. Januar 
1990, Grundstück 2 Anschaffung 1. Januar 2012. 
Mit Vertrag vom 1. September 2002 überträgt V 
unentgeltlich im Wege einer Schenkung einen 
Anteil in Höhe von 45 Prozent an seinen Sohn 
S. Mit Vertrag vom 1. Oktober 2012 überträgt V 
seine restliche Beteiligung in Höhe von 55 Pro-
zent unentgeltlich als Schenkung an S. Mit 
Abschluss des Vertrags vom 1. Oktober 2012 

Gesamtbetrag der Einkünfte in Höhe von 1 Mil-
lion Euro unbeschränkt, darüber hinaus bis zu  
60 Prozent des eine Million Euro übersteigen-
den Gesamtbetrags der Einkünfte bei der Er-
mittlung des Einkommens abzuziehen. 

Das Gericht hält die durch die Deckelung des 
Abzugsbetrags bewirkte zeitliche Streckung 
des Verlustvortrags nicht generell für verfas-
sungswidrig. Allerdings darf die Abzugsfähig-
keit von Verlusten nicht in ihrem Kernbereich 
betroffen und gänzlich ausgeschlossen sein. Die 
Grenze zum Kernbereich der Gewährleistung 
eines Verlustausgleichs ist nach Auffassung des 
BFH überschritten, wenn auf der Grundlage 
eines inneren Sachzusammenhangs bzw. einer 
Ursachenidentität der sog. Mindestbesteue-
rung („konkret") die Wirkung zukommt, den 
Verlustabzug gänzlich auszuschließen. Diese 
Voraussetzung liegt im Streitfall vor, denn mit 
Abschluss der Liquidation der insolventen Ka-
pitalgesellschaft steht der endgültige Wegfall 
der Verlustnutzungsmöglichkeit fest.

Die Zwischenveranlagungsbescheide für 2003 
bis 2015 waren nach Auffassung des Senates 
gemäß § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO aufzuheben. 
Nach § 175 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 AO ist ein Steuer-
bescheid zu erlassen, aufzuheben oder ändern, 
soweit ein Ereignis eintritt, das steuerliche Wir-
kung für die Vergangenheit hat (rückwirkendes 
Ereignis).

Der Begriff „Ereignis" umfasst alle rechtlich be-
deutsamen Vorgänge. Dazu rechnen nicht nur 
solche mit ausschließlich rechtlichem Bezug, 
sondern auch tatsächliche Lebensvorgänge. Ein 
solches rückwirkendes Ereignis liegt mit dem 
Ende des Abwicklungszeitraumes vor, wenn 
man  Veranlagungen i. S. des § 11 Abs.  1 Satz 
2 KStG als nur vorläufige Zwischenveranlagun-
gen ansieht, die am Ende des Abwicklungszeit-
raums durch einen Bescheid zu ersetzen sind, 
in dem der Gewinn bzw. der Verlust für den 
gesamten Abwicklungszeitraum ermittelt wird.

Die Revision gegen das Urteil wurde zugelassen.
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vereinigen sich alle Anteile an der grundbesit-
zenden V-GmbH in der Hand des S. Hierdurch 
wird für jedes der der V-GmbH zuzurechnen-
den Grundstücke der Tatbestand des § 1 Abs. 3 
Nr. 1 GrEStG verwirklicht. Die Vereinigung aller 
Anteile beruht ausschließlich auf Erwerbsvor-
gängen, die dem Erbschaftsteuer- und Schen-
kungsteuergesetz unterliegen. Wegen der un-
terschiedlichen Anschaffungszeitpunkte der 
Grundstücke ist wie folgt zu differenzieren:

Das Grundstück 1 ist der Gesellschaft sowohl 
im Zeitpunkt der vorangegangenen Schenkung 
als auch zum Zeitpunkt der tatbestandsauslö-
senden Schenkung zuzurechnen. Daher ist der 
Vorgang in voller Höhe nach § 3 Nr. 2 Satz 1 
GrEStG von der Grunderwerbsteuer befreit.

Das Grundstück 2 ist der Gesellschaft im Zeit-
punkt der vorangegangenen Schenkung noch 
nicht, sondern erst zum Zeitpunkt der tatbe-
standsauslösenden Schenkung zuzurechnen. 
Daher ist der Vorgang nur soweit nach § 3 Nr. 2 
Satz 1 GrEStG von der Grunderwerbsteuer 
befreit, als er auf der tatbestandsauslösenden 
Schenkung (55 Prozent) beruht. Der Vorgang 
ist in Höhe von 45 Prozent grunderwerbsteuer-
pflichtig.

Eine Anwendung der Befreiungsvorschrift des 
§ 3 Nr. 6 GrEStG scheidet aus.

Anteilsvereinigung in Höhe von 100 Prozent 
in zwei Rechtsakten, davon einer unentgelt-
lich und einer entgeltlich

Die Gesellschaft verfügt über folgen-
den Grundbesitz: Grundstück 1 Anschaf-
fung 1. Januar 1990, Grundstück 2 An-
schaffung 1. Januar 2012. Mit Vertrag vom  
1. September 2002 überträgt V unentgelt-
lich als Schenkung einen Anteil in Höhe von 
45 Prozent an seinen Sohn S. Mit Vertrag vom  
1. Oktober 2012 überträgt V seine restliche Be-
teiligung in Höhe von 55 Prozent entgeltlich 
an S.

Mit Abschluss des Vertrags vom 1. Oktober 2012 
vereinigen sich alle Anteile an der grundbesit-
zenden V-GmbH in der Hand des S. Hierdurch 
wird für jedes der der V-GmbH zuzurechnenden 
Grundstücke der Tatbestand des § 1 Abs. 3 Nr. 1 
GrEStG verwirklicht. Die Vereinigung aller An-
teile beruht in Höhe von 45 Prozent auf einem 
Erwerbsvorgang, der dem Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz unterliegt. Wegen der 
unterschiedlichen Anschaffungszeitpunkte der 
Grundstücke ist wie folgt zu differenzieren:

Das Grundstück 1 ist der Gesellschaft sowohl im 
Zeitpunkt der vorangegangenen Schenkung als 
auch zum Zeitpunkt der tatbestandsauslösenden 
Anteilsübertragung zuzurechnen. Daher ist der Vor-
gang nur soweit nach § 3 Nr. 2 Satz 1 GrEStG von 
der Grunderwerbsteuer befreit, als er auf der vor-
angegangenen Schenkung (45 Prozent) beruht. Der 
Vorgang ist in Höhe von 55 Prozent grunderwerb-
steuerpflichtig.

Das Grundstück 2 ist der Gesellschaft im Zeitpunkt 
der vorangegangenen Schenkung noch nicht, son-
dern erst zum Zeitpunkt der tatbestandsauslösen-
den Anteilsübertragung zuzurechnen. Der Vorgang 
ist in voller Höhe grunderwerbsteuerpflichtig.

Eine Anwendung der Befreiungsvorschrift des § 3 
Nr. 6 GrEStG scheidet aus.
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Die Unternehmen der DOMUS beraten 
seit über 30 Jahren erfolgreich Unter-
nehmen der verschiedensten Branchen 
vom Gesundheitswesen bis hin zur 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, 
dem traditionellen Branchenschwer-
punkt unserer Unternehmensgruppe. 
Wir bieten Ihnen ein breites Spektrum 
an maßgeschneiderten Prüfungs- und 

Beratungsleistungen, die durch unsere 
Experten unterschiedlichster Fachrich-
tungen kontinuierlich weiterentwickelt 
werden.

Die DOMUS AG ist Mitglied von Russell 
Bedford International, einem Netzwerk 
von unabhängigen Wirtschaftsprü-
fungs- und Beratungsgesellschaften mit 

mehr als 300 Büros in über 100 Ländern, 
deren Mitarbeiter uns und unseren 
Mandanten mit umfassendem landes- 
und branchenspezifischem Know-how 
zur Verfügung stehen.

Die WTS Wohnungswirtschaftliche 
Treuhand in Sachsen GmbH wurde vom 
Verband Sächsischer Wohnungsgenos-
senschaften e.V . im Jahr 1993 in Dres-
den gegründet.  

Der Verband ist alleiniger Gesellschafter 
des Unternehmens. Als Treuhand be-
raten wir die Mitglieder des Verbandes 
Sächsischer Wohnungsgenossenschaf-
ten e. V. bei der Lösung betriebswirt-
schaftlicher und steuerrechtlicher Auf-
gabenstellungen.

In Kooperation mit den Unternehmen 
der DOMUS sind wir der Ansprechpart-
ner für Wohnungsunternehmen, die 
nicht Mitglied des Verbandes sind.

Als Treuhand kennen wir die beson-
dere Situation der Wohnungsgenos-
senschaften in der Region und haben 
unsere Leistungen und Produkte den 
aktuellen Anforderungen angepasst. Der 
Schwerpunkt unserer Beratung liegt da-
rin, gemeinsam mit dem Unternehmen 
an Lösungsansätzen für eine langfristig 

gesicherte Unternehmensentwicklung 
zu arbeiten. Ausgerichtet auf den Bedarf 
und die Anforderungen aller Partner der 
Wohnungswirtschaft beraten wir unse-
re Mandanten im operativen Tagesge-
schäft und strategisch auf dem Weg in 
die Zukunft. 

In Kooperation mit der DOMUS stellen 
wir Ihnen die Steuermitteilungen zur 
Verfügung. 
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